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Wer  die  Geschichte  der  Staatslehre  aufmerksam  und 
verständnisvoll  betrachtet»  der  wird  sehen,  daß^  die  Be- 
zeicKnung  des  Staates  als  eines  Organismus  kern 
leerer  Vergleich,  keine  bloße  Spielerei  ist,  sondern  daß  ihr 
ein  heiliger  Ernst  innewohnt.  Es  muß  ein  bestimmtes,  ernst 
gemeintes  uid  wahrhaft  empfimd^es  Staatsg^ähl  sein, 
welches  der  Behauptung  zugrunde  liegt:  der  Staat  ist  ein 
Organismus;  seine  Einheit  ist  von  derselben  Art,  wie  die 
des  Organismus;  seine  Teile  und  Glieder  verhalten  «idai  m 
einander  wie  die  Teile  und  Glieder  im  tierischen  und  mensdi- 
lichen  Organismus. 

Die  nähere  Eigenart  dieses  Staatsgefähles  freilich  läßt 
sich  olme  weitere  Angaben  nicht  bestimmen ;  denn  sie  hängt 
natürlich  davon  ab,  wie  der  Begriff  des  Organismus  gefaßt 
ist  Die  Vorstellungen  über  Eigenart  und  Wesen  des  Or- 
ganisdien  sind  aber  keineswegs  immer  die  gleichen  ge- 
wesen. Wir  haben  uns  daher  wohl  davor  zu  hüten,  in  den 
allg^nein  gemachten  Fehler  zu  verfallen^  die  organische 
Staatsauffassung  als  eine  konstante  Größe  anzuseh^.  W^m 
Piaton  den  Staat  einen  Menschen  im  Großen  nennt,  wenn 
Johann  von  Salisbury  seine  bekannten  Vergleiche  mit  dem 
menschlichen  Oi^ani^us  zieht,  und  w<^m  Hegd  den  Staat 
als  sittlichen  Organismus  charakterisiert,  so  kommen  iq 
diesen  Vergleichen  grundverschiedene  Staatsauffassungen 
zum  Worte. 

Und  einen  zweiten  Fehler  haben  wir  bei  der  geschicht- 
lichen Betrachtung  der  Staatslehre  zu  vermeiden.  Unsere 
Zeit  stdit  weit  stärker,  als  man  es  sich  meist  klar  za  madum 
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gewohnt  ist,  unter  dem  Einfluß  der  materialistischen 
Geschichtsauffassting.  Die  Staatsrechtstheorien  scheinen 

vielen  erst  dann  befriedigend  erklärt,  wenn  gezeigt  ist,  wie 
sie  nichts  sind  als  der  Ausdruck  und  die  Formulierung  der 
realen,  tatsächlichen,  aus  den  geschichtlichen  Machtkämpfen 
hervorgegangenen  Staatsverhältnisse,  wenn  sie  begriffen  sind 
als  „rationalisiertes''  positives,  englisches  oder  französisches 
Redit.  Niemals  aber  kann  sich  eine  tiefere  Weltanschauung 
bei  einer  solchen  Auffassung  der  Ideen  als  bloßer  nach- 
träglicher Formulierungen  und  an  sich  überflüssigen  Über- 
baues  der  realen  Machtrerhälüiisse  begnügen.  Sie  wird 
zwar  die  umgekehrte  Art  der  rationalistischen  Geschichts- 
betrachtung, die  Staatengeschichte  ihrerseits  als  bloßen  Aus- 
fluß der  Ideengeschichte,  als  eine  „Erziehung  des  Menschen- 
geschlechtes" anzusehen,  von  sich  weisen.  Sie  wird  aber 
dadurch  niemals  verkennen,  daß  sich  auch  in  den  Gestal- 
tungen des  Lebens,  in  den  Kämpfen  um  politische  und 
wirtschaftliche  Macht  —  nicht  minder  wie  in  Kunst,  Phi- 
losophie und  Religion  —  ein  Geistiges  offenbart,  ein  be- 
stimmt geartetes  Lebensgefühl  nach  Ausdruck  und  Realität 
ringt,  daß  in  den  um  Macht  und  Lebensgestaltung  kämp- 
fenden Personen  ein  bestimmter  Glaube  und  eine  bestimmte 
Leidenschaft  wirken  mußte,  die  ihnen  die  Kampfeslust  gab, 
sich  anderen  entgegen-  und  sich  selbst  durchzusetzen.  Die 
Wirtschaftsformen  des  Altertums,  des  Mittelalters  und  der 
Neuzeit,  ebenso  wie  der  Aufriß  des  Staates  und  des  Staaten- 
systemes  in  den  verschiedenen  Zeitaltern  ruhen  auf  ben 
stimmten  Lebensgefühlen,  Impulsen,  Vorstellungen  von  gei- 
stiger Vollkomm^iheit,  die  in  der  Welt  des  Handelns  und 
Wiriiens  eben  diese  Gestaltungen  geschaffen  haben,  wie  sie 
in  den  Provinzen  der  Kunst,  Wissenschaft  und  Religion 
zu  spezifischen  Formen  geführt  haben. 

Die  einzelne  historische  Pentönlichkeit  lebt  nur  ihr 
eigenes  Leben,  kämpft  die  eigenen  Leidenschaften  durch, 
erstrebt  das  eigene  Glück.  Aber  es  ist  das  Lebensgefühl 
ihres  Zeitalters,  welches  diesem  Glücksstreben  und  diesen 
Leidenschaften  den  eigentümlichen  Inhalt  und  die  eigen- 
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tümlicbe  ^ditus^  gibt.  £in  jeder  webt  nur  sein  eigene 

Gewand;  aber  damit  webt  er  zugleich  an  dem  Gewände 
der  Weltgeschichte.  Das  historische  Geschehen  vollzieht 
sieh  in  einer  notwendigen  Arbeitst^ui^;  der  „objektive 
Geist"  ist  in  Individualitäten  differenziert  Der  macht- 
durstige Staatsmann,  der  alte  Ordnungen  zerstört,  um 
neuen  den  Stempel  seines  Will^os  au&uprägen,  oder  der 
Bürger,  der  in  dem  bisherigen  Staatswesen  nicht  mehr  Ge- 
nüge finden  kann,  sie  ahnen  nichts  von  dem  Künstler,  der 
sich  den  Ausdruck  des  letzten  Geheimnisses  seiner  Seele 
abringt,  nichts  von  den  G^wissensqualen  der  gläubigen  Seele, 
nichts  von  dem  einsamen  Denker,  der  das  Wesen  dieser 
Welt  zu  ergründen  versucht  Und  doch  sind  alle  diese  Ge- 
staltungen keine  neben  einander  oder  nach  einander  stehSm* 
den  Erzeugnisse  verschiedener  Geister,  sondern  sie  sind  die 
Früchte  eines  Baumes,  die  Äußerungen  und  Ausgestaltungen 
desselben  Weltgefühles,  desselben  „Geistes",  der  sidi  hier 
als  spezifische  Organisation  der  gesellschaftlichen  Verhält- 
nisse, dort  als  System  philosophischer  Begriffe,  als  Kunst- 
werk oder  als  bestimmte  Gottes-  und  Seelenvorstellungen 
kundgibt 


IL 

Wenn  wir  uns  mit  dieser  Auffassung  tief  durchdringen 
und  an  ihr  strikt  festhalten,  so  kann  es  uns  nicht  als  ein 
sinnloses  Spiel  des  Zufalls  ersdi^en,  dafi  die  weltge* 
schichtliche  Geburtsstunde  des  modernen  Organis- 
musbegriffes und  des  modernen  Staatsgefühles  die 
gleiche  war.  Dieser  Z^tpunkt  ist  der  Ausgang  des  18.  Jahr- 
hunderts. 

Der  Wandel  im  Staatsgefühl  ist  bekannt  Die  große 
Errungenschaft  des  18.  Jahrhunderts,  der  au^^ärte,  der 
naturrechtliche  Absolutismus,  welcher  Unvergängliches  ge- 
leistet, hatte  sich  überlebt  Dieser  Staat,  der  durch  die  klare 
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Erfassung  seines  abstrakten  Zweckes,  der  salus  publicay 
die  anseinanderfallenden  Glieder  des  in  der  Auflösung  be- 
grifienen  Feudalstaates  zu  einer  mächtigen,  nach  außen  und 
innen  gesdiiossenen  Einheit  zusammengeschweißt  hatte, 
konnte  dem  neuen  Staatsgefühl,  das  er  selbst  gebildet  und 
erzogen  hatte,  nicht  mehr  genügen. 

In  klassischer  Weise  charakterisiert  der  junge  Hegd 
den  alten  Staat  als  ,,Maschine  mit  einer  einzigen  Feder, 
die  allem  übrigen  unendlichen  Räderwerke  die  Bewegung 
mitteilt".  —  „Von  der  obersten  Staatsgewalt  —  so  schildert 
er  weiter  —  soUen  alle  Einriditungen,  die  das  W^en  cdner 
Gesellschaft  mit  sich  bringen,  ausgehen,  reguliert,  befohlen, 
beaufsichtigt,  geleitet  werden.  Im  ganzen  Staatsgebiete  soll 
jeder  Bissen  vom  Boden,  der  ihn  ersengt,  zum  Monde  in 
einer  Linie  geführt  werden,  welche  durch  Staat  und  Ge- 
setz und  Regierung  untersucht,  berechnet,  berichtigt  und 
befohlen  wird."  Das  Volk  —  so  schlief  er  —  wird  hier 
„mit  Vernunft  und  nach  der  Notwendigkeit,  nicht  mit  Zu- 
trauen und  Freiheit"  behandelt.  —  Vernunft  und  Notwendig- 
keit wai^  einst  die  vielverheiß^den  und  bedeutsamen 
Schlagworte  gewesen.  Jetzt  ist  man  ihrer  satt:  man  will 
Freiheit  und  Zutrauen! 

Bas  gesellschaftliche  Leben  soll  nicht  mehr  von  einem 
Zentralpunkte  aus  nach  den  abstritten  Zielen  der  salus 
publica  geleitet  werden;  das  Staatsgofühl  des  Bürgers  er- 
schöpft sich  nicht  mehr  in  dem  Bedürfnis  nach  geschickter 
und  wohlwollender  Anleitung  und  in  pflichtgetrenem  Ge- 
horsam gegen  die  Anordnungen  der  Obrigkeit.  Er  fühlt 
sich  als  ein  selbständiges  aktives  Glied,  das  auch  von  sich 
aus  Bedürfnis  zum  Handeln  und  InitiatiYe  hat:  er  fordert 
Freiheit  und  Zutrauen  1 

Zu  gleicher  Zeit  äjidert  sich  das  gesamte  Welt- 
bild. Schon  im  Gmndgefühl  zur  Welt  vollzieht  sich  die 
bedeutsame  Wandlung  von  dem  kahlen  Deismus  zu  einer 
vertieften  Religiosität  Bisher  hatte  man  in  dem  Universum 
ein  zwednroU  geordnetes  Kunstwerk  gesehen  und  es  imt 
Vorliebe  verglichen  mit  einem  von  einem  allweisen  und 
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allmächtigen  Ulirmadier  gefertigten  Uhrwerk.  Und  das  Uni- 
versum hatte  seine  „Einheit"  gefunden  nur  in  dem  Schöpfer, 
der  es  geschaffen  und  erhält.  —  Dieses  Weltbild,  das  einst 
d^  Stolz  des  18.  Jahrhunderts  ausgemacht  hatte,  kann  d^ 
neuen  Zeitgeist  nicht  mehr  genügen :  es  erscheint  ihm  ebenso 
starr  und  abstrakt-mechanisch  wie  dem  neuen  Staatsgefühl 
der  Staat  des  naturrechtlichen  Absolutismus.  Nunmdir  wird 
die  „Lebendigkeit"  der  Natur  betont  „Das  Leben"  —  so 
sagt  wiederum  typisch  der  junge  Hegel  —  „ist  als  Unend- 
lichkeit der  Lebendigen  oder  als  eine  Un^dlichk^t  von 
Gestalten."  Das  Leben  ist  „von  unendlicher  Mannigfaltig- 
keit, unendlicher  Entgegensetzung  und  unendlicher  Be- 
ziehung; als  Vielheit  eine  unendliche  Vielheit  von  Organi- 
sationen, Individuen,  als  Einheit  ein  einziges  organjisiertra 
Getrenntes  und  vereinigtes  Ganzes". 

Wir  sehen:  aus  diesen  Worten  spricht  ein  entgeg^- 
gesetztes  Einhieitsgefühl,  wie  aus  der  bisherigen  Au&tösung 
des  Universums  als  eines  in  seinem  Schöpfer  geeinten  Ganzen. 
Die  Einheit  der  Welt  besteht  jetzt  in  der  Unendlichkeit  der 
Beziehlingen  der  Dinge  unter  einander,  nidil  melür  in  dw 
abstrakten  Beziehung  auf  den  außen  stehenden,  nach* seinen 
Zwecken  schaffenden  Urheber  aller  Dinge.  Jetzt  ist  jedes 
Ding  zu  seiner  Eigenheit  erwadit,  wie  der  Bni^er  sidi  aus 
dem  Netz  der  ihm  vom  Souverän  gesetzten  Zwecke  zu  ent- 
winden begann.  Jetzt  schließen  sich  die  Einzeldinge  unteir 
einander  zu  der  zosamm^igesetzten  und  imnuoi^tm  Ein- 
heit eines  „organisierten  Ganzen"  zusammen. 

Der  moderne  Begriff  des  Organismus  ist  entstan- 
den. Hegel  hat  ihn  nicht  selbst  gesdiaffien,  senden  bereits 
vorgefunden;  nur  jene  Anwendung  auf  die  Welttotalität 
stammt  aus  dem  Schelling- Hegel -Hölderlin' sehen  Kreise. 
Der  Sdiöpfer  d^  modernen  Oi^anismasb^riffes  ist  Kant. 

Rudolf  Euchen  hat  darauf  auftneAsam  gemacht,  daß 
bis  auf  Kant  dem  Begriff  des  Organismus  das  ihm  heute 
gerade  wesentliche  Merkmal  der  Innerlichkeit  mangelte  und 
vielmehr  nur  das  der  zweckvollen  Verimüpfung  verschie- 
dener Teilte  wesentlich  war,  daiinochiie^&?^i^r  dementsprechend 


9(  Begriff  des  Oigaaismiis  ia  der  Staatslehre* 

den  Organismus  vom  Mechani^us  nur  als  dessen  höchiste 

Stufe  graduell  unterschieden  hat.  In  dem  Leihniz' sehen  Or- 
ganismusbegriÄe  besteht  in  der  Tat  eine  „Zentralmonade", 
die  die  andern  umschließt  und  so  zu  mner  Einheit  ver- 
knüpft. 

In  bewußtem  Gegensatz  zu  diesem  entwickelt  Kant  in 
der  „Kritik  der  Urteilskraft"  seinen  Beghfi  des  Organismus. 
Er  stellt  zwei  Kriterien  auf.  Es  wird,  so  sagt  er,  „erstlich 
erfordert,  daß  die  Teile  .  .  .  nur  durch  ihre  Beziehung  auf 
das  Ganze  möglich  sind"*  Und  es  „wird  zweitens  dazu  er- 
fordert, daß  die  Teile  desselben  sich  dadurch  zur  Einheit 
eines  Ganzen  verbinden,  daß  sie  von  einander  wechselseitig 
Ursache  und  Wirkung  ihrer  Form  sind".  Und  zusammen- 
fassend heißt  es  dann:  Es  wird  „also  .  .  .  erfordert,  daß 
die  Teile  desselben  einander  insgesamt,  ihrer  Form  sowohl 
als  Verbindung  nach^  wechselseitig,  und  so  ein  Graiuses  aus 
eigener  Kausalität  hervorbringen". 

Mit  aller  erdenklichen  Schärfe  kommt  hier  der  neue 
£in]ieitsgedanke  zum  Ausdruck.  Die  Einheit  wird  durch/4ie 
Beziehung  der  Teile  auf  das  Ganze,  und  nicht  wie  in  dem 
alten  Begriff  durch  die  Beziehung  auf  einen  außerhalb  der 
zu  verknüpfenden  Teile  stehenden  Zentralpunkt  hervorge- 
bracht: sie  bilden  „wechselseitig"  ein  Ganzes,  „aus  eigener 
Kausalität".  Ein  „organisiertes  Wesen",  sagt  Kant  ein 
anderes  Mal,  „besitzt  in  sich  bildende  Kraft".  —  Gerade 
das  soll  nach  Kant  den  Organismus  von  dem  Mechanismus, 
dem  „Kunstprodukt**,  der  bloßen  „Maschine"  unterscheiden. 
Bei  diesen,  bei  einer  Uhr  z.  B.,  sei  „die  wirkende  Ursache 
der  Hervorbringung  außer  ihr  in  einem  Wesen,  was  nach 
Ideen  .  .  .  wirken  kann,  enthalten".  ,,Ein  Kunstprodukt  ist" 
—  so  resümiert  er  —  „das  Produkt  einer  von  der  Materie 
desselben  unterschiedenen  Ursache,  deren  Kausalität  (in 
Herbeischaffung  und  Verbindung  der  Teile)  durch  die  Idee 
von  einem  dadurch  möglichen  Ganzen  bestimmt  wird". 

Diesen  neuen  Begriff  des  Oi^anisHQäus  hat  mebi  Kmt 
bereits  auf  den  Staat  angewendet.  Man  könne,  so  sagt  er, 
dem  Staat  „durch  eine  Analogie  mit  den  genannten  Natur- 
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zwecken  (so  nennt  er  die  natürlichen  Organismen)  Licht 
geben".  Es  handele  sich  um  eine  Forderung  an  den  Staat, 
die  man  „bei  einer  neuerlich  unternommenen  gänzlichen 
Umbildung  eines  großen  Volkes  zu  einem  Staat"  gestellt 
habe.  ,,I)enn  jedes  Glied  soll  in  einem  solchen  Ganz» 
nicht  bloß  Mittel,  sondern  Zweck,  und  indem  es  zu  der 
Möglichkeit  des  Ganzen  mitwirkt,  durch  die  Idee  des  Ganzen 
wiederum  seiner  Stelle  und  Funktiim  nach  bestimmt  sein." 
—  Auf  die  Gestaltung  der  kantischen  Rechtsphilosophie  hat 
diese  neue  Staatsauffassung  nicht  mehr  entscheidend  ein- 
wirken können.  Aber  der  Grundgedanke  mü  der  Forderung 
des  jungen  Hegel  springt  in  die  Augen.  Der  Staat  soll  nicht 
mehr  die  von  einer  einzigen  Feder  bewegte  Maschine  sein; 
jedes  Glied  soll  ,,nicht  bloß  Mittel,  sondern  Zweck",  es 
soll  nicht  mehr  bloß  von  außen  zur  sahis  publica  dirigiert 
werden,  sondern  soll  „Freiheit"  haben. 


ÜL 

Dieses  nach  Aussprüchen  aus  dem  Ausgange  des 
18.  Jahrhunderts  kurz  gezeichnete  parallele  G^ensatzpaar 
des  modernen  und  des  alten  Organismusbegriffes  und  des 
modernen  und  alten  Staatsgefühles  ist  die  Erbschaft,  die 
das  scheidende  18.  Jahrhundert  dem  19.  hinterließw  Wer 
sich  klar  gemacht  hat,  wie  langsam  in  der  Geschichte  ein- 
gewurzelte Denkgewohnheiten  neuen  Ideen  weichen,  und 
wie  sdiwer  ein  auch  im  Prinzip  erfaßter  neuer  Gedanke 
durchsickert  und  alles  durchdringt,  wird  schon  hier  be- 
greifen, welche  Unklarheiten  und  Kombinationsmöglichkeiten 
zwischen  diesen  Begriffen  zu  erwarten  sind.  Das  Hin  und 
Her  von  Ablehnungen  des  Vergleiches  und  dessen  Voll- 
ziehungen ist  der  Gegenstand  einer  Geschichte  des  orga- 
nischen Gedankens  im  19.  Jahrhundert 

Aus  dem  Kampfe  der  beiden  Staatsauffassungen,  die 
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sich  nun  im  Leben,  in  der  harten  Wirklichkeit  mit  einander 
abzufinden  hatten,  erwuchs  das  monarchische  Prinzip, 
weiches  einen  Kompromiß  zwischen  diesen  beiden  unver- 
einbaren Welten  zu  schaffen  versuchte.  Zunächst  in  der 
Charte  des  aus  England  wieder  heimkehrenden  Bourbonen 
Ludwigs  XVIIL  Die  gesamte  Staatsgewalt  bleibt  nach  wie 
vor  ihrer  Substanz  nach  in  dem  Monarchen  vereinigt,  nur 
in  ihrer  Ausübung  hat  dieser  sieh  selbst  beschränkt  und  eine 
Volksvertretung  zugelassen.  Unter  dem  Einfluiä  der  Charte 
wurde  entsprechend  für  Deutschland  das  monarchische 
Prinzip  im  Artikel  57  der  Wiener  Schlußakte  dahin  formu- 
liert: „Da  der  Deutsche  Bund  mit  Ausnahme  der  freien 
Städte  aus  souveränen  Fürsten  besteht,  so  muß  dem  hier« 
durdb  gegebenen  Grundbegriffe  zufolge  die  gesamte  Staats- 
gewalt in  dem  Oberhaupte  desselben  vereinigt  bleiben,  und 
der  Souverän  kann  durch  eine  landständische  Verfassung 
nur  in  der  Ausübung  bestimmter  Rechte  an  die  Mitwirkung 
der  Stände  gebunden  werden.** 

Der  Formulierung  dieses  Kompromißprinzipes,  eben 
weil  es  versuchte  Unvereinbares  zu  vereinen,  ist  es  zuzu- 
schreiben, daß  die  Staatslehre  des  19.  Jahrhunderts  in  ein 
Netz  scholastischer  Begrifiskunstücke  verstrickt  worden  ist, 
ans  dmk  sie  sich  Hoch  heute  nicht  völlig  befreit  hat  Für  die 
Substanz  der  Staatsgewalt  wird  an  dem  alten  Organismus- 
begrifE  und  an  dem  alten  StaatsbegrifE  festgehalten:  alles 
soll  nach  wie  vor  von  der  einen  Feder  des  Monarchen  aus 
bewegt,  alles  von  ihm  geleitet  und  dirigiert  werden.  Für 
die  Ausübung  der  Staatsgewalt  dagegen  soll  die  Einheit 
des  Staates  nicht  mehr  jene  alte  mechanische  sein,  sondern 
sie  soll  durch  das  Zusammenwirken  zweier  unabhängig  von 
einander  stehender  Faktoren  zustande  kommen.  —  Was  aber 
die  ,,Sttbstanz''  der  Staatsgewalt  im  Gegensatz  zu  deren 
j^usübung"  bedeuten  kann,  hat  jenes  Kompromißprinzip 
zu  sagen  wohlweislich  unterlassen-  Ein  solcher  Gegensatz 
läßt  sich  in  alle  Wege  nicht  anfiseigen:  Die  Substanz,  das 
Wesen  der  Staatsgewalt  besteht  einzig  und  allein  in  äetm 
Ausübung  und  Betätigung  l 
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Das  Gefühl  für  die  Unveieinbariceit  dieser  Gegensätze 

mußte  abstumpfen,  die  verwendeten  Begriffe  mußten  un- 
präzis und  kompromißlerisch  werden.  Und  vor  allem :  es 
mußte  sich  eine  Kluft  auftun  zwisd^n  dem  wirklichen  Leben 
und  dessen  rechtsbegrifflicher  Konstruktion,  eine  Kluft,  über 
die  keine  Brücke  mehr  zu  schlagen  ist.  Denn  für  die  wirk- 
liche Ausübung  d^  Staatsgewalt  war  eine  parlamen- 
tarische Mitwirkung  zugelassen;  der  Konstruktion  aber 
war  trotzdem  erst  Genüge  getan,  wenn  nachgewiesen  war, 
daß  begrifflich  die  gesamte  Staatsgewalt  im  Monarch^ 
vereinigt  geblieben  ist.  Der  Artikel  57  stand  nun  einmal 
als  Motto  über  allem  deutschen  Verfassungsrecht,  vor  dem 
9ich  eine  jede  Verfassm^  zu  l^timieien  hatte. 

So  ist  es  gekommen,  daß  alle  Ansätze,  die  zu  Beginn 
des  19.  Jahrhujiderts  für  eine  gesunde  Staatslehre  vorhanden 
waren^  zu  keiner  Entfaltung  kommen  konnten.  Die  Ver- 
treter einer  modernen  und  vertieften  Staatsauffassung  haben 
keine  kontinuierliche  Entwicklungslinie  bilden  können:  ihre 
Wirksamkeit  hat  sich  darauf  beschränken  müssen,  in  ein* 
zefaien  Punkten  veredelnd  auf  die  Staatslehre  d^  monarchi- 
schen Prinzipes  einzuwirken.  Der  feinsinnige  Karl  Solomon 
Zachariä  fand  keine  Nachfolge,  und  ebenso  blieb  SchmUt- 
henner  eine  vereinzelte  Ersdieinung.  Sonst  haben  die 
Autoren  dieser  Richtung  nur  als  politische  Schriftsteller 
eine  Rolle  spielen  können.  —  Die  Art  der  letzten  Publizisten 
des  alten  Reidis,  Pütter,  Leists  Hi&eHinj  hatte  sich  über- 
lebt; Kluber  war  der  letzte  große  Repräsentant  dieser  Gat- 
tung. Der  einzig  originellere,  Gönner^  geriet  in  seiner  letzten 
Periode  ganz  in  das  Fahrwass^  der  absolutistisch-roman- 
tischen Staatslehre. 

iVon.  bleibendem  Einfluß  blieben  bloß  Stahl  und  die 
Autoren  der  historischen  Rechtsschule.  Ans  der  Ver- 
qfuickung  dieser  beiden  Faktoren  erwächst  die  offizielle 
und  herrschende  Staatslehre  des  19.  Jahrhunderts.  Mit  ihnen 
beid^  hat  daher  unser  kl^ner  Ausschnitt  ans  der  Ge- 
schichte des  organischen  Gedankens,  der  zeigen  will,  welcher 
Wege  und  Umw^e  es  bedurfte^  bis  der  moderne  Organis- 
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musbegriff  und  der  moderne  Staatsgedanke  sich 

treffen  konnten,  zu  beginnen. 


IV. 

Stahl  bildet  das  große  Sammelbecken,  in  das  alle  Ge- 
dankengänge der  romantischen  Weltanschauung  und  Staats- 
lehre einmünden.  Die  jüngsten  feinsinnigen  Ausführungen 
über  die  romantische  Politik  von  Meinecke  in  seinem  ,,Welt- 
büi^ertum  und  Nationalstaat"  bestätigen  dies  von  neu^.  Im 
übrigen  darf  ich  wohl  auf  meine  Darstellung  Stahls  ver- 
weisen,  in  der  versucht  wird^  die  Resultate  seiner  Staats- 
lehre aus  seiner  antirationalistisch^  und  damit  persona- 
listisch-romantischen,  theistischen  .Weltanschauung  zu  be- 
greifen. 

Der  feinsinnige  Kenner  der  Geschichte  der  Philosophie 

hat  den  modernen  Begriff  des  Organismus;  aber  der  legiti- 
mistische  Politiker  lebt  ganz  in  der  alten  Staatsauffassung 
und  in  dem  alten  Einheitsgefühl.  Bei  8taM  finden  wir  daher 
die  erste  Kombination  zwischen  den  Organismus-  und  den 
StaatsbegrifEen :  der  moderne  Begriff  des  Organismus  wird  für 
den  Staat  abgelehnt 

Die  Einheit  des  modernen  Organismusbegriffes  kann 
für  Stahl  nicht  die  Einheitlichkeit  des  Staates  verbürgen. 
Er  traut  dem  Ineinandergreifen  und  Zusammenwirken  der 
Teile  aus  eigener  Kraft  nicht  die  Fähigkeit  zu,  die  ge- 
schlossene Einheit  des  Staates  zu  bilden.  Hierfür  bedarf 
es  ein^  „Zentrums,  das  etwas  in  ihm  selber  wäre'',  einer 
„selbständigen  Existenz  für  sich",  die  außer  und  über  den 
Gliedern  und  Teilen  stehend,  sie  zur  Einheit  zusammen- 
bindet Wir  sehen:  es  ist  die  Leibmz'sche  Zentralmonade, 
die  ihm  fehlt  und  die  ihn  davon  abhält,  den  Staat  als  Or- 
ganismus zu  bezeichnen.  Ein  Organismus  ist  „überall  Peri- 
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pherie"  —  sagt  et.  Die  Bezidiung  auf  das  ,,Gan2e''  ver- 
mag ihm  nur  eine  „aggregat"mäßige  Einheit  herzustellen, 
nicht  die  „lebendige",  „innerliche'*  Einheit,  die  für  den  Staat 
erforderlich  ist 

Der  wahre  Staat,  der  nicht  in  der  ständigen  Gefahr 
schweben  soll,  in  seine  Atome  auseinanderzufallen  und  zu 
revolutioniere,  darf  daher  kein  Oi^anismus,  er  muß  ein 
„sittliches  Reich"  sein.  Das  heißt:  die  Einheit  des  Staates 
muß  durch  eine  „Persönlichkeit'*  verbürgt  werden.  Um  eine 
Vielheit  von  Willen  zur  Einheit  zu  verknüpfen,  bedarf  es 
einer  vor  und  über  der  Vielheit  stehenden  persönlichen 
Macht,  einer  „Autorität**,  die  ihre  Legitimation  nicht  der 
Vielheit  verdankt,  sondem  durch  die  Geschichte  beglaubigt 
ist,  einer  „gegebenen  Obrigkeit".  Herrschaft  und  Befdil 
sind  das  geistige  „Band**  von  Seiten  der  Einheit,  —  „Gehor- 
sam", „Ehrfurcht",  „Hingebung",  „Fügung"  von  selten  der 
Vielheit  Staatliche  Herrschaft  ist  „das  Aufnehmen  des 
Denkens  und  Wollens  des  Herrschers  in  das  Sein  der  Be- 
herrschten" —  so  lautet  eine  der  charakteristischsten  De- 
finitionen der  Stahrschen  Staatslehre. 

Der  Gegensatz  dieser  Staatsauffassung  zu  der  des 
18.  Jahrhunderts  wird  gering  erscheinen;  und  man  wird 
den  schroffen  Widerspruch  und  die  unendlichen  Vorwürfe 
nicht  recht  verstehen,  die  Stahl  und  die  romantischen  Po- 
litiker gegen  die  naturrechtlichen  Absolutisten  erhoben.  — 
In  der  Tat:  der  Gegensatz  besteht  lediglich  darin,  daß 
die  Romantiker  die  abstrakten  und  sachlichen,  nach 
den  Zwecken  des  Staates  ausgerichteten  Beziehungen  der 
UntertanraL  zum  Oberhaupt  ersetzt  hatten  durch  das  perso- 
nalistiscKe  Band  der  Herrschaft  und  der  Ehrfurcht,  — 
daß  sie  an  die  Stelle  der  naturrechtlichen  Begründung  der 
Obrigkeit  durch  den  rationalen  Vertrag  eine  legitimistisch- 
historistische  Begründung  setzten  durch  die  Norm:  „Du 
sollst  Pietät  haben  vor  dem,  was  durch  Gottes  Fügung  oder 
Zulassung  geworden  ist .  . . ;  Du  sollst  der  in  der  Geschichte 
wurzelnden  Dynastie  Treue  und  Anhänglichkeit  zollen."  — 
Stahl  sagt  selbst  einmal  zur  Charakteristik  seines  Gegen- 
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Satzes  zum  Rationalismus :  ,,Die  Sitte  besteht  nirgends  bloß 
als  Gesetz  und  erfüllender  Einzelner,  sie  besteht  überall 
als  bewußte  gemeinsame  Aufforderang  und  Fügung  nadi 
gemeinsamem  Ziel,  sie  besteht  überall  als  Reich." 

Stahls  Begriff  des  sittlichen  Reiches  ist  sonach  nichts 
als  eine  Personali&ierun,g  des  alten  naturrechtlichen 
Staatsbegriffes,  des  alten  Organismusbegriffes  und  des  Kan- 
tischen Begriffes  des  Kunstprodukts.  —  So  erklärt  sich 
seine  Ablehnung  der  modernen  organischen  Vorstellungen. 


y. 

Wir  kommen  jetzt  zu  dem  zweiten  Ausgangspunkt  der 
Staatslehre  des  19.  Jahrhunderts^  zur  historischen  Rechts- 
schule. 

Savignys  Verwandtschaft  mit  Schelling  und  sein  dem 
entsprechender  Begriff  des  Staates  als  der  „leiblichen  Gestalt 
der  geistigen  Volksgemeinschaft"  sind  bekannt.  Das  mo- 
derne Staatsgefühl  spricht  deutlich  aus  allen  seinen  Aus- 
führungen, die  in  der  Einheit  von  Staat  und  Volk,  in  der 
Einsieht,  daß  alles  Recht  ,,Volksrecht'*  ist,  tmd  in  einer  deut- 
lichen Absage  an  den  obrigkeitlichen  Staatsgedanken  wur- 
zeln. —  Ganz  anders  steht  bereits  Puchta  da.  Auch  für 
ihn  ist  es  noch  der  „Volksgeist",  der  Staat  und  Redit  er- 
zeugt. Aber  dessen  Leistung  besteht  nicht  mehr  in  der 
Tat  des  schöpferischen  „Gesamtwillens"  wie  bei  8avig7iy, 
sondern  darin,  „daß  er  die  Glieder  des  Volkes  in  dem 
Willen,  der  Obrigkeit  als  dem  Oi^an  des  Rechts  sich  zu 
unterwerfen,  vereinigt". 

Wir  sehen  b^its  hier  den  Begriff  des  sittlichen  Reiches 
die  organische  Staats-  und  Rechtsauffassung  Savignys  ver- 
drängen. „Die  geistige  Einheit  des  Volkes  verkörpert  sich 
zur  Obrigkeit"  —  sagt  Fuehta  dann  weiter;  die  „Tätigkeit" 
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im  Staate  ist  ,,in  ihrem  letzten  Grande  ein  Gebieten  and 

Gehorchen".  Ganz  wie  bei  StahL  Und  während  Savigny 
noch  von  der  „Einstimmung  mehrerer  Gewalten  für  die 
Gesetzgebung"  gesprochen  hatte,  formuliert  FudUa  bereits 
das  monarchische  Prinzip  nach  dem  Muster  des  Artikel  57 : 
„Der  allgemeinste  Inhalt  der  Monarchie  ist,  daß  sich  der 
Begriff  der  Obrigkeit  in  dem  Füraten  verkörpert,  so  daß 
alle  obrigkeitliche  Tätigkeit  als  von  ihm  ausgehend  gedacht 
wird,  und  daß,  wenn  andere  sie  ausüben,  dies  nur  in  seinem 
Naj&en  geschieht'** 

Gierke  hat  in  seiner  Rektoratsrede  über  „Die  historische 
Rechtsschule  und  die  Germanisten*'  auf  die  Spaltung 
zwischen  d^  Romanisten  und  Germanisten  in  d^  dreißiger 
Jahren  des  19.  Jahrhunderts  aufmerksam  gemacht  and  mit 
vollem  Recht  betont,  daß  die  romanistische  Reaktion,  die 
mit  Fuchta  einsetzt,  mit  der  „politischen  Reaktion''  Hand 
in  Hand  ging,  und  daß  in  ihr  die  „volkswidrigen  El^^te 
mehr  und  mehr  die  Oberhand  gewannen". 

Wir  werden  sehen,  wie  diese  formalistische  und  re- 
aktionäre Richtung  auf  den  organischen  Gedanken  einge- 
wirkt hat 


Die  innere  Unverträglichkeit  des  modernen  Staatsge- 
dankens  und  Organismusbegriffes  mit  d^  monarchisdien 

Prinzip  zeigt  sich  mit  aller  Deutlichkeit  bereits  bei  den 
drei  Autoren,  die  wir  zunächst  ins  Auge  fassen  wollen,  bei 
Eobert  von  M<M,  bei  KalteiUHmi  xütd  bei  BlunUcUi. 

Unter  dem  Einfluß  einer  moderneren  Richtung,  ins- 
besondere von  Karl  Salomon  Zachariä  steht  bei  Mohl  der 
Begriff  der  Gesellschaft  im  .Vordej^nmde  seiner  Staats- 
lehre. Freilich  noch  nicht  der  moderne  Begriff  der  Gesell- 
schaft^ den  Megel  entwickelt  hat,  und  der  über  Lorenz 
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vm  Stein  dann  Chieist  zu  seiner  Forderang  einer  ^.Verbindung 
des  Staates  mit  der  Gesellschaft"  geführt  hat.  Bei  Mohl 
sind  vielmehr  noch  Staat  und  Gesellschaft  streng  von  ein- 
ander geschieden  und  einander  entgegengesetzt,  wie  im 
Naturrecht.  Gesellschaft  ist  ihm  der  Inbegriff  der  überall 
auseinander  treibenden  und  sich  kreuzenden  Bestrebungen 
,,der  einzehien  Persiküichkeiten,  Familien,  Stämme  und  (ge- 
sellschaftlichen) Kreise''.  Sie  hat  daher  noch  nicht  die  Fähig- 
keil, die  getrennten  Elemente  auch  zusammenzuführen  und 
sich  im  Staate  selbst  zu  verwalten  und  zu  regieren.  Die 
gesellschaftliche  Natur  auch  des  Staates  ist  noch  nicht  er- 
faßt. Die  Gesellschaft  bedarf  vielmehr  einer  über  ihr  stehen- 
den .ausgleichenden  Einheit";  sie  bedarf,  wie  MoM  sagt, 
eines  „Organismus",  der  sie  zusammenfaßt  und  die  gesell- 
schaftlichen Widersprüche  unter  einen  unwidersprochenen 
obersten  Willen,  unter  ein  imperium.  beugt  und  die  gesell- 
schaftlichen Kräfte  zu  einheitlichen,  über  und  auBer  der 
Gesellschaft  stehenden  Zwecken  leitet.  Dieser  Organismus 
soll  der  Staat  sein. 

Es  ist  also  bei  Mohl  wiederum  der  alte  Begriff  des 
Organismus,  der  den  Vergleich  mit  dem  Staate  zuläßt ; 
den  modernen  hätte  seine  Auffassung  vom  Staate,  der 
nichts  aus  der  Gesellschaft  Hervorgegangenes,  sondem  dieser 
schlechthin  „Gegebenes"   ist,  ablehnen  müssen. 

RaUmborn  dagegen  scheint  von  dem  modernen  Or- 
ganismusbegrifie  auszugel^n.  Bei  ihm  ist  das  Auseinander- 
treiben der  gesellschaftlichen  Faktoren  weniger  betont  als 
bei  Mohl]  für  ihn  hat  daher  bereits  das  Volk,  nicht  erst 
der  hinzutretende  Obrigkeitsstaat,  organischen  Charakter. 
Aber  er  vermag  diesem  Ausgangspunkte  nicht  treu  zu 
bleiben.  Denn  die  „Wahrung  des  monarchischen  Prinzips" 
ist  ihm  ^,der  Grundstein  des  konstitutiionell-monarchisdieQ 
Staatsrechts".  So  vermag  er  keine  Brücke  zu  schlagen 
zwischen  seinen  beiden  widersprechenden  Einheitsprinzi- 
pien :  dem  organischen  Chamkter  des  Volkes  und  dem  ohne 
Verbindung  mit  ihm  darüber  schwebenden  „mächtigen,  die 
gesamte  Staatsgewalt  in  sich  konzentrierenden  Königstume". 


Mohl,  £alt«bom,  Bluniscbli 
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Diese  Verschiebung  des  Schwerpunktes  von  Savigny 
auf  Puehta  mit  ihrem  notwendigen  Gefolge  an  Unklarheiten 
in  der  Verwendung  des  organischen  Gedankens  find^  wir 
am  deutlichsten  bei  BluntschlL 

Ganz  wie  bei  Savigny  ist  der  Staat  bei  ihm  zunächst 
„die  politisch  organisierte  Volksperson  eines  bestimmten 
i*andes".  Dieser  Grundgedanke  ist  bei  Bluntschli  im  Ver- 
laufe der  verschiedene  Auflagen,  die  seine  Schriften  er- 
fahren haben,  sogar  immer  mehr  betont  und  immer  schärfer 
formuliert  worden.  Ebenso  hat  der  organische  Gedanke  selbst 
eine  immer  präzise  Fassung  erhalten.  Zunächst  war  nur 
von  einem  „instinktiv  und  unbewußt"  wirkenden  „organi- 
schen Staatstriebe"  die  Rede.  Später  entfaltet  sich  dieser 
zu  einem  „aktiven  Staatsbewußtsein"  und  zu  einem  „ord- 
nenden und  wirkenden  Staatswillen**.  In  dm  spätere  Auf- 
lagen wird  dann  auch  der  Begriff  des  Organismus  in  seiner 
Anwendung  auf  den  Staat  näher  bestimmt,  und  zwar  ganz 
im  modernen  Sinne.  Drei  dem  modernen  Staate  wesentliche 
Gedanken  sollen  durch  ihn  zum  Ausdruck  konraien:  „die 
Verbindung  von  leiblich-materiellen  Elementen  mit  belebt- 
seelischen Kräften**;  der  Gedanke  eines  aus  Teilen  und 
Gliedern  zusammengesetzten  Ganzen;  und  der  einer  ,^nt- 
Wicklung  von  innen  heraus". 

Der  unmittelbare  £rtr£^  dieser  vertieften  oi|;anischen 
Auffassung  ist  ein  doppelter:  ein  fruchtbarer  Begriff  der 
Staatspersönlichkeit  und  der  Gedanke  der  Staatssouve- 
ränität 

Bhmtschlis  Begriff  der  Staatspersönlichkeit  ist 
nicht  mehr  der  formale  Begriff  der  zivilrechtlichen  juristi- 
schen Persönlichkeit,  den  wir  z.  B.  bei  KWJber  finden,  und 
den  Stahl  ausdrücklich  abgelehnt  hat.  Die  „Geschichte**  ist 
es,  die  bei  Bluntschli  dem  Staate  eine  Persönlichkeit  zu- 
schreibt, eine  Persönlichkeit,  welche  „mit  Geist  und  Körper 
begabt  ihren  eigenen  Willen  hat  und  kundgibt''.  Und  erst 
auf  Grund  dieser  Beglaubigung  wird  die  Anerkennung  der 
Persönlichkeit  des  Staates  auch  „für  das  Staatsrecht 
nicht  weniger  unerläßlich  als  für  das  Vcäkerrecht".  Ab« 
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Bluntschlis  ßegrifE  der  Staatspersönlichkeit  ist  auch  noch 
weit  verschieden  von  dem  Stahls.  Denn  bei  diesem  ist  die 
Staatspersönlichkeit  identisch  mit  der  Persönlichkeit  des 
Fürsten,  bei  Bluntschli  hingegen  ist  der  Staat  als  Gesamt- 
person, als  „Volksperson"  Persönlichkeit.  —  Damit  entfällt 
StaMs  Identifizierung  der  Staatssouveränität  mit  der 
Fürstensouveränität.  Der  Staat  als  „die  geordnete  Gesamt- 
heit in  Haupt  und  Gliedern"  ist  das  Subj^t  der  Souveränität; 
„Souveränität  ist  die  Macht  und  die  Hoheit  des  Staates 
selbst;  sie  ist  das  Recht  des  Ganzen".  Wir  sehen,  es 
sind  die  gleichen  Resultate,  wi«  die,  zu  welchen  Hegd  ge- 
langt war. 

Aber  es  fehlte  Bluntschli  an  der  Kraft  und  Energie 
des  Denkens,  um  seine  gesamte  Staatskonstruktion  mit  diesen 
Ideen  zu  durchdringen.  Er  konnte  nicht  davon  lassen,  neben 
seiner  Souveränität  des  Ganzen  eine  Souveränität  des 
Fürsten  als  des  „obersten  Gliedes,  des  Hauptes",  „inner- 
halb des  Staates"  anzunehmen.  Damit  hat  er  den  ersten 
Schritt  zu  seinem  Verhängnis  getan.  Denn  diese  zunächst 
unter  dem  Staatsganzen  stehende  Souveränität  sollte  in 
der  Folge  seiner  Darlegungen  neben  die  Staatssouveränität 
treten,  um  sich  dann  über  sie  zu  erheben  und  sie  schließ- 
lich gänzlich  zu  verdrängen. 

Um  das  Verhältnis  der  Souveränität  des  Staates  zu  der 
des  Fürsten  näher  zu  bestimmen,  gibt  Blutitschli  folgende 
Charakteristik :  „Die  Staatssouveränität  ist  vorzügüch  die  des 
Gesetzes,  die  Fürstensouveränität  die  der  Regierung ;  wo  jene 
ruht,  da  ist  diese  wirksam".  An  diesem  Auswege  zeigt  sich 
deutlich,  woran  es  Bluntschlis  Staatslehre  fehlt:  an  einem 
klaren  und  festen  Begriffe  des  Organes.  Vermittelst  dieses 
Begriffes  hätte  er  die  Rechtsstellung  des  Fürsten  im  Ver- 
hältnis zum  Staatsganzen  leicht  und  treffend  charakterisieren 
können.  So  aber  ist  er  zu  jener  Entlehnung  von  den  Staats- 
funktionen gedrängt.  Und  auf  welche  Unklarheiten  stoßen 
wir  in  dieser  Lehre?  Die  Souveränität  des  Gesetzes  soll 
zeitweise  ruhen,  und  dann  soll  die  Souveränität  der  Re- 
gierung noch'  immer  wirksam  sein.   Wir  wollen  es  uns  er- 


KunfaschU. 
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sparen,  den  Rattenkönig  von  Verwechslungen  und  Schief- 
heiten, die  hierin  liegen,  zu  entwirren.  Das  erschlichene 
Resultat  ist  jedenfalls  die  Erhebung  der  stets  wirksamen 
monarchischen  R^ierung  über  die  zeitweise  ruhenden  Ge- 
setze. Denn  mit  dem  Worte  Regierung  hat  sich'  die  ganze 
Vieldeutigkeit  dieses  Begriffes  eingeschlichen,  der,  wie 
Otto  Mayer  gezeigt  hat,  die  gesamte  Staatstätigkeit,  dann 
die  Staatstätigkeit  unter  Abzug  der  Justiz,  und  endlich  auch' 
unter  Abzug  der  Gesetzgebung  bedeuten  kann.  So  kommt 
BhttUsehii  am  Ende  dazu,  die  Regierung  auch  als  In- 
begriff sämtlicher  staatlicher  Hoh^itsrechte  dem  Mmiarchen 
zuzuschreiben.  „Die  einheitliche  Konzentration  der  obersten 
Staatshoheit  und  der  vollkommenen  Staatsgewalt"  ist  schließ- 
lich für  ihn,  gerade  wie  für  den  Artikel  57,  das  Kriteri)Dm 
der  Monarchie. 

Seine  organischen  Begriffe  waren  eben  zu  unklar  gedacht 
und  mußten  mangels  des  Organbegriffes  juristisch  unver- 
wertbar bleiben,  so  daß  er,  sobald  es  auf  ein  ernsthaftes 
Konstruieren  ankam,  auf  die  festgeprägten,  traditionellen 
Begriffe  des  monarchischen  Prinzips  zurndcgreifen  mußte. 

Diesem  Bedürfnis  nach  einem  dogmatischen  Stützpunkt 
fällt  dann  schließlich  auch  sein  moderner  Organismusbegriff 
zum  Opfer.  Bei  demselben  BluntsdUi,  bei  d^  wir  }&a.e 
guten  Formulierungen  des  modernen  organischen  Gedankens 
fanden,  müssen  wir  lesen:  „Das  im  Mittelalter  erkannte 
Prinzip,  daß  alle  Regierungsautorität  und  Gewalt  T<m  ahm 
her  kommen  und  stufenweise  nach  unten  verliehen  werde . . ., 
und  daß  alle  obrigkeitliche  Gewalt  vom  Zentrum  zur  Pe- 
ripherie . .  .  wirk^,  ist  in  der  konstitutionelle  Monardbie 
der  neueren  Zeit  in  Anerkennung  geblieben". 

Wir  glauben  Stahl  zu  hören.  Es  besteht  nur  noch  ein 
rein  terminologischer  Unterschied.  8taM  hatte  die  Bezeich- 
nung  des  Staates  als  Organismus  abgelehnt,  weil  er  richtig 
gefühlt  hat,  daß  das  Herabströmen  der  Regierungsautorität 
von  oben  nach  unten  und  die  Wirkung  der  Macht  von 
einem  Zentrum  zur  Peripherie  den  Begriff  des  Organismus 
ausschließt  und  den  des  sittüchen  Reiches  konstituiert  — 

XMfssaa,  1W«.B)triff4.0igaaiHmiBi.StuWahraC  S 
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Trotz  seines  Ausgax^spunktes  von  8avigny  sdien  wir 

Bhtntschli  so  ia  der  Richtung  von  Puchta  und  8taM  enden. 


VIL 

In  ganz  anderer  Weise  als  Bluntschli  knüpft  Zöpfl  an 
Samgny  an,  um  freilich  im  Resultate  wie  dieser  in  dem 
Hafen  des  monarchischen  Prinzips  zu  landen. 

Savigny,  Fuchta  und  Stahl  hatten  für  die  privat- 
rechtliche  Begriffsbildung  zu  unterscheiden  gelehrt 
zwischen  dem  „Stoff"  der  konkreten  Lebensverhältnisse  und 
den  sie  normierenden  abstrakten  Rechtsbegriffen,  zwischen 
dem  natürlichen  Substrat  des  Lebens  und  der  rechtsbegrifE- 
lichen  Erfassung  desselben.  8taM  hatte  die  Ausdehnung 
dieser  Unterscheidung  auf  das  Staatsrecht  sogar  ausdrück- 
lich abgelehnt. 

Zöpfl  vollzieht  als  erster  diese  in  der  Folgezeit  so 
wichtige  Übertragung  auf  das  öffentliche  Recht.  Er 
selbst  rühmt  Savigny  nach,  als  erster  für  „die  privatrecht- 
lichen Zustände"  erkannt  zu  haben,  da&  „ein  jeder  sozialer 
Zustand"  ein  „Naturverhältnis"  darstelle,  dem  „eine  vom 
positiven  Recht  unabhängige  Gültigkeit  zugeschrieben  wer- 
den" müsse.  —  Dieser  Distinktion  entsprechend,  will  Zöpfl 
nun  auch  im  öffentlichen  Recht  unterschieden  wissen 
zwischen  dem  Staat  als  Naturverhäitnis  und  dem  „recht- 
lichen Charakter  des  Staates".  In  ersterer  Beziehung  sei 
er  ein  „Tatsächliches",  ein  besonders  gearteter  „Zustand"; 
in  letzterer  ein  „Gemeinwesen",  eine  „juristische  Person", 

eilt  „Organismus". 

Zöpfl  geht  also  nicht  wie  Bluntschli  von  Savigny s  öffent- 
lich-rechtlichen Erörterungen  aus,  sondern  nimmt  dessen 
privatrechtliche  Begrifisbildungen  zum  Vorbilde.  Er  wird 
dadurch  natürlich  von  den  eigentlich  öffentlich-rechtlichen 
Grundanschauungen  Savignys  weit  abgetrieben.    Für  Sa- 
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vigny  war  der  Staat  in  seiner  Realität,  der  Staat  als  Natur- 
verhältnis ein  Gemeinwesen,  ein  Organismus.  Für  Zöpfl 
ist  er  in  dieser  Sphäre  nur  ein  Tatsächliches,  ein  Zustand, 
während  er  Gemeinwesen  und  Organismus  nur  in  der  be- 
grifflichen Welt  der  juristischen  Konstruktion  sein  soll. 

Was  bedeutet  dieser  Gegensatz,  und  wie  ist  er  zu  verstehen? 

Ein  Gemeinwesen  ist  für  Zöpfl  an  sich  noch  kein  reales 
Wesen,  sondern  nur  ein  „Begriff",  der  einer  Personifikation 
bedarf,  um  willens-  und  handlungsfähig  zu  werden.  Erst 
durch  die  „Anerkennung"  einer  HerrscherpersönUchkeit  kann 
der  Staat  „aus  der  Sphäre  der  Gedanken  in  die  Reihe  der 
geschichtlichen  Erscheinungen"  treten  und  „praktische  Rea- 
lität" gewinnen.  „Durch,  in  und  mit  seinem  Herrscher" 
gewinnt  der  Staat  Realität  Bei  Savigny  dagegen  war  die 
juristische  Persönlichkeit  nichts  weiter  als  „die  privatrecht- 
liche Eigenschaft  der  Vermögensfähigkeit".  Nur  auf  die 
Verleihung  dieser  Eigenschaft  bezieht  sich  Samgn^s  Fik- 
tionstheorie; sie  hat  keineswegs  den  Sinn,  daß  nur  die 
Individuen  Reahtäten  sind,  und  daß  die  Realität  der  Körper- 
schaften lediglidi  auf  'dner  Fiktion  beruhe.  Für  Savigny 
waren  auch  die  Körperschaften  Realitäten,  deren  Bedeutung 
sich  nicht  in  dem  engen  Gebiete  des  Privatrechts  erschöpft; 
nur  die  ziviHstische  Vermögensfähigkeit,  die  „ihnen  fehlende 
Handlungsfähigkeit"  sollte  „künstiicK  ersetzt"  werden.  Man 
sieht,  wie  weit  Zöpfl  mit  seinen  Ausführungen  sich  von 
dem  Geiste  Sav^nya  entfernt  hat 

Um  so  näher  ist  er  Pmhta  gerückt.  —  Dem  Satz  „omne 
jus  hominum  causa  constitutum"  liegt  bei  ihm  jener  indivi- 
dualistisdie  Sinn  zugrunde,  daß  nur  Individuen  reale  Wesen 
sind.  Und  der  Unterschied  zwischen  juristiscben  und  natür- 
lichen Personen  soll  darin  bestehen,  daß  diese  „auch  formell" 
Subjekte  ihrer  Rechte  sind,  während  die  juristische  Person 
lediglich  der  formelle  Inhaber  der  an  sich  d«i  individuelle 
„Genießern"  und  eigentlichen  „Destinatären"  zukommenden 
Rechte  ist  Sie  ist  ein  bloß  fingiertes  Wesen,  welches  nur 
aus  technisch-juristischen  Gründen  „emgeschoben"  wird,  um 
den  Zweck  des  Genusses  der  Destinatäre  „desto  sicherer 
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za  erreichen".    Fud^ta  fordert  daher  einen  einheitliche 

Repräsentanten,  der  diese  fingierte  Person  darstellt  und  ver- 
körpert, in  welchem  sie  Realität  gewinnt. 

Man  sieht  unschwer,  daß  die  Zöpfrsche  Staatskonstruk- 
tion nichts  weiter  ist  als  die  Übertragung  von  Puchtas  Kon- 
struktion der  zivilrechtlichen  juristischen  Persönlichkeit  auf 
das  Gehiet  des  öientlidien  Redits.  Und  weiter.  Die  An- 
wendung der  Fiktionstheorie  auf  den  Staat  muß  zu  der 
Vorstellung  des  sittlichen  Reiches  und  des  monarchischen 
Prinzipes  fähren.  —  Wenn  nur  die  einzelnen  Individuen 
real  sind,  dann  kann  die  Einheit  des  korporativen  Ver- 
bandes nur  von  außen  verliehen  werden  und  auf  einer 
staatlichen  Fiktion  beruhen.  Beim  Staate  nun  kann  diese 
Fiktion  nicht  von  einer  über  ihm  stehenden  Macht  aus- 
gehen; der  Herrscher  ist  daher  Repräsentant  der  Einheit 
und  der  Verknüpfung  ,,kraft  eigenen  Rechtes'';  sein  Recht 
kann  von  keiner  irdischen  Macht  stammen,  sein  Titel  kann 
nur  der  der  ^^Legitimität''  sein.  Als  Naturverhältnis  kann 
dem  Staat  daher  keine  andere  Eigenschaft  zukommen  als  die, 
ein  besonders  gearteter  Zustand  zu  sein;  und  nur  durch, 
in  und  mit  der  souveränen  Herrsclierperson  kann  er  die 
Realität  eines  Gemeinwesensundeines  „Organismus"  erwerben. 

Worin  Zöpfl  sich  also  von  8tabl  unterscheidet,  ist  im 
Grunde  nur,  daß  er  den  alten  Organismusbegriff  hat  und 
ihn  daher  auf  seinen  Staat  anzuwenden  vermag.  Eigen- 
tümlich ist  ihm  nur  die  merkwürdige  methodologische  Ein- 
kleidung des  Gedankens  des  sittlichen  Reiches.  Er  hat  da- 
her auch  den  Begriff  einer  Souveränität  des  Staatsganzen 
nicht  akseptieren  können.  ^,Wer  von  einer  Staatssouve- 
ränität  .  .  .  spricht,  —  so  sagt  er  ausdrücklich  — ,  ver- 
wechselt den  Staat  als  Zustand,  in  welchem  geherrscht  wird, 
mit  den  aliein  möglichen  Subjekten  der  Herrochaft  und  der 
Beherrschung  im  Staate,  das  heißt  mit  Fürst  und  Volk  .  .  . ; 
und  übersieht  dabei,  daß  ein  Zustand  sehr  wohl  die  Quelle 
von  gewissen  Rechten  seui  kann,  ohne  daß  er  darum  notr 
wendig  selbst  ein  Rechtssubjekt  wäre." 


ZftdmriL  21 

YXII. 

Die  methodischen  Unterscheidungen  Zöpfla  nimmt  auch 

Heinrieh  Albert  Zachariä  zu  seinem  Ausgangspunkte.  „Ob- 
jektiv" betrachtet,  sei  der  Staat  ein  Zustand,  in  juristischer 
Betrachtung  eine  „moralische  Person",  ein  „organbches 
Wesen". 

Aber  Zachariä  macht  in  seinen  weiteren  Ausführungen 
von  dieser  Grundthese  den  einzig  möglichen  Gebrauch  :  er 

ignoriert  sie  völlig.  —  In  striktem  Widerspruch  zu  ihr  stellt 
er  den  Satz  auf ;  Man  muß  „von  einer  richtigen  Bestimmung 
des  Staates  als  organischen  Gemeinwesens  au^^en"*  Er 
sieht  ein,  daß  ein  eigenes  Recht  der  Obrigkeit  in  einer 
überstaatlichen  Sphäre  liegen  müßte,  daß  eine  solche  aber 
„eine  völlig  unbekannte  Größe"  wäre.  „Es  gibt  keine  übw 
dem  Staate  stehende  Legitimität"  —  sagt  er  —  „.  .  .  und 
keine  ursprüngliche  oder  in  der  Person  des  Fürsten  radizierte 
Souveränität"  „An  Stelle  dieser  unhaltbaren  Begriffe"  — 
heißt  es  weiter  —  „setzen  wir  den  Begrijff  der  Staatssouve^ 
ränität,  um  damit  auszudrücken,  daß  nur  das  organische 
Gemeinwesen  selbst  die  Quelle  aller  öffentlichen  Macht  sei." 

Mit  diesem  Begriffe  der  Staatssouveränität  vermag  dann 
Zachariä  —  soweit  ich  sehe  als  erster  —  an  der  Autorität 
des  Artikels  57  emsthaft  zu  rütteln.  Er  bezeichnet  es 
als  „unzulässig",  von  einer  „ursprünglich  unbeschränkten 
Fürstenherrschaft"  zu  sprechen,  und  wirft  dem  Artikel  57 
vor,  daß  er  auf  einer  „ganz  unpassenden"  „privatrechtlichen 
Analogie"  beruhe.  Man  konstraiere  wohl  die  Servituten 
als  entstanden  durch  eine  deductio  von  dem  an  sich  un- 
besciiränkten  Eigentum;  aber  es  gehe  nidit  an,  den  Ver* 
fassungsstaat  so  anzusehen,  als  werde  die  unbeschränkte 
Fürstenherrschaft  durch  die  Abzv/eigung  der  Ausübung  ein- 
zelner Rechte  brachränkt 

Aber  auch  hier  hat  Zachariä  keine  ganze  Arbeit  zu 
leisten  vermocht.  Er  fällt  selbst  wieder  in  die  Vorstellung 
des  monarchischen  Prinzips  zurück,  wenn  er  dem  Ifo- 
narchen  eine  zwiefache  Stellung  zuweist.   In  seiner  Korn- 
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peteuzsphäre  bezeichnet  er  ihn  als  „lebendiges,  aktives  Or- 
gan" :  aber  damit  soll  seine  Stellung  nicht  erschöpft  sein,  er 
ist  zugleich  Repräsentant  der  gesamten  Staatsgewalt  und  ist 
dereu  „passiver  Träger",  wo  andere  Organe  an  der  Aus- 
fibong  beteiligt  sind. 

So  hat  Zachariä  uns  zwar,  wenigstens  in  einigen  Partien 
seines  Werkes,  über  Zöpfl  wieder  zu  den  Ausgangspunkten 
von  Samgny  und  Bluntsehli  und  zu  einem  modernen  Or- 
ganismusbegriffe  zurückgeführt.  Aber  selbst  dies  war  nur 
erkauft  durch  einen  unerfreulichen  Mangel  an  geschlossener 
Widerspmchslosigkeit  und  durch  eine  völlige  Ignorierung 
der  eigenen  methodologischen  Prämissen.  —  Die  Syn- 
these zwischen  der  ursprünglichen  organischen  Auffassung 
BluntadUis  und  den  methodischen  Reilektionen  Zöpfls  hat 
Zachariä  zwar  versucht  —  darin  liegt  seine  historische 
Bedeutung  — ,  vollzogen  hat  diese  Synthese  aber  erst  Karl 
Friedrich  von  Gerber, 


IX. 

Wer  von  der  Lektüre  unserer  zeitgenössischen  Literatur 

zurückgeht  auf  Gerber,  der  wird  wohl  immer  noch  reiche 
Belehrung  aus  dessen  Schriften  schöpfen  und  dem  in  die 
Tiefe  strebenden  Zuge  seiner  Erörterungen  die  höchste  Be- 
wunderung zollen.  Aber  er  macht  sich  keine  Vorstellung 
von  dem  Eindruck,  den  der  empfangen  muß,  der  von  frühereu 
Werken  zu  Gerher  vorschreitei 

Er  als  erster  hat  wirklich  den  Umschwung  vollzogen 
von  dem  Historismus  zur  juristischen  Konstruktion,  in- 
dem er  einsah',  daß,  wenn  auch  „Elemente  des  früheren 
Staatsrechts"  im  modernen  Verfassuiigsstaate  „festgehalten" 
worden  sind,  sie  „ihren  rechtlichen  Charakter  in  dieser 
neuen  Statte  völlig  verändert"  haben.  Diesem  histori- 
stischen  Verfahren  gegenüber  bemüht  er  sich,  auf  die  sach- 
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liehen  Grundlagen  des  modernen  Staates  zu  gehen  und  den 
riditig^  methodischen  Ausgangspunkt  für  ihre  juristische 
Konstruktion  zu  gewinnen. 

Die  von  Albrecht  und  Schmitthenner  empfohlene  Figur 
der  juristischen  Persönlichkeit  kann  seines  Erachtens 
nicht  dem  konstruktiven  Zweck  dienen,  „mn  neues  Rechts- 
subjekt zur  Anknüpfung  der  sonst  herrenlosen  Staatsge- 
walt" zu  begründen,  nachdem  man  die  Rechte  des  Souveräns 
als  in  der  Anstalt  des  Staates  begründet  erkannt  hatte. 
Denn  diesen  Begriff  faßt  er  mit  Savigny  und  Stahl  als  den 
der  privatrechtlichen  Vermögensfähigkeit,  und  knüpft  so  über 
Zöpfl  hinweg  wieder  an  die  öffentlich-rechtliGhen  Begriffe 
der  historischen  Rechtsschule  an.  An  der  Verwendung  dieses 
Begriffs  der  juristischen  Person  hindert  ihn  vor  allem  das 
subjektive  öffentliche  Recht,  welches  er  zuerst  als 
spezifisches  Problem  erfaßt  und  in  die  staatsrechtlichen  Kon- 
struktionen einbezieht.  Nur  die  staatlichen  Kompetenzen 
des  Monarchen  —  so  meint  er  in  seiner  Schrift  über  öffent- 
liche Rechte,  mit  der  wir  es  hier  zunächst  zu  tun  haben 
—  finden  bei  der  juristischen  Persönlichkeit  des  Staates 
ihre  Anknüpfung,  während  das  subjektive  Recht  der  indi- 
viduellen Monardienpersönlichkeit  auf  den  Thron  heimat- 
los bleibt. 

Der  zweite  Versuch,  die  Eigenart  des  modernen  Staates 
zu  konstruieren,  besteht  „in  der  Annahme  der  Idee  des 

Organismus".  Aber  auch  sie  hält  er  für  juristisch  un- 
verwertbar. Freilich  nur  juristisch  unverwertbar.  Denn 
Gerber  geht  überall  und  dürchaus  von  der  Vorstellung  aus, 
daß  der  Staat  „ein  sittlicher  Organismus"  sei;  diesen  Ge- 
danken Hegels  dürfte  er  der  Vermittelung  Schmitthenners 
verdanken.  —  Aber  —  und  das  ist  ebenso  interessant  wie 
bedeutungsvoll  — ,  während  für  Zöpfl  und  Zachariä  der 
Staat  als  Naturdasein  lediglich  ein  besonders  gearteter  Zu- 
stand war,  und  nur  in  juristischer  Hinsicht  als  Organismus 
charakterisiert  wurde,  kehrt  Gerher  dies  Verhältnis  um.  Als 
Tatsächliches  ist  der  Staat  ein  Organismus,  er  wird  vom 
Rechte  als  ein  solcher  und  als  Realität  „vorausgesetzt". 
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Das  Recht  aber  hat  „kein  Bedürfnis  .  .  die  juristische 
Natur  des  Staates  im  Ganzen  zn  b^timmen'*;  es  will  nur 

„einzelne  Seiten*'  desselben  erfassen. 

Der  hier  zur  Anwendung  kommende  Begriff  des  Or- 
ganismus ist  durchaus  der  moderne,  der  als  Gegensatz  zu 
dem  des  Kunstproduktes  festgelegt  wird.  Gerber  sagt:  „Der 
Staat  ist  ein  sittlicher  Organismus,  der  nicht  wie  der  Mecha- 
nismus durch  eine  außer  ihm  stehende  Kraft,  sond^  durch 
das  eigene  in  ihm  selbst  wohnende  Lebensprinzip  bewegt 
wird  —  ein  Lebensprinzip,  das  freihch  nicht  in  einem  ein- 
zigen Punkte  lokalisiert  ist,  sondern  in  allen  sdnen  mn- 
zefaien  Gliedern  mit  selbständiger  Bestimmung  für  die 
Zwecke  des  Ganzen  tätig  wird*'.  —  In  der  Tat  eine  treff- 
lidie  Absage  an  die  Leibnü^Bobe  Zentralmonade  und 
an  das  mittelalterliche  Staats-  und  Organismusprinzip 
Bluntschlis,  welches  auch  noch  im  modernen  Staate  gelten, 
und  nach  dem  alle  Staatstätigkeit  von  einem  Zentrum  an  die 
p^pberischen  Punkte  herabströmen  soll.  — 

Aber  wir  dürfen  nicht  zu  früh  triumphieren.  Denn 
alle  diese  feinen  Ausführungen  gelten  nur  für  den  Staat 
als  natürlicli^n  Tatbestand;  die  juristische  Erfassung  soll 
nichts  mit  ihnen  zu  tun  haben.  Für  sie  gilt  ein  ganz  anderer 
Satz ;  für  sie  „müssen  alle  aus  dem  Leben  des  Staatsorganis- 
mus henro^henden  Kräfte,  insoweit  sie  überhaupt  die  Natur 
der  Rechte  annehmen  können,  an  die  Person  des  Regenten 
angeknüpft  werden.  Durch  diese  Anknüpfung  an  die  im 
Könige  da^estellte  Volkspersönlichkeit  erhält  die  Staats- 
gewalt überhaupt  erst  einen  rechtlichen  Charakter.*'  Die  Be- 
zeichnung der  Staatsgewalt  und  ihrer  Funktionen  als  Rechte 
des  Staates  scheint  Gerber  nur  „als  Widerspruch  geg^ 
die  privatisierende  Auffassung  des  Staatsrechts  im  vorigen 
Jahrhundert  in  ihrem  Rechte"  zu  sein,  sie  könne  aber  nicht 
„als  juristisch  gerechtfertigt'  betrachtet  werden.  Dagegen 
billigt  er  die  Verfassungsurkunden,  die  von  einer  Ver- 
einigung der  gesamten  Staatsgewalt  im  Souverän  sprechen. 
—  Von  diesen  Ausgangspunkten  wird  dann  in  der  Tat  das 
gesamte  Redit  d«3  modernen  Staates  in  einer,  wie  man 
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zugeben  muß^  höchst  geistvollen  Weise  konstruiert,  tatsäch- 
lich jedoch  vergewaltigt. 

Juristisch  angesehen,  hat  das  Volk  nach  Gerher  keine 
eigenen  Rechte;  der  Begrifi  des  Staatsbürgers  hat  keine 
juristische  Bedeutung.  „Er  bezeichnet  nur  die  politische 
Lage  des  Einzelnen  unter  dem  Einfluß  einer  freisinnigen 
und  verfassungsgemäßen  Regierang/* 

Am  schlechtesten  muß  bei  dieser  Konstruktion  die  Volks* 
Vertretung  fahren.  Politisch  betrachtet,  mag  sie  wohl  eine 
vom:  Willen  des  Königs  unabhängige,  lediglich  aus  dem 
Volke  hervoi^egangene  Macht  sein;  juristisdi  aber  setzt  sie 
„vielmehr  das  alleinige  Herrschaftsrecht  des  Monarchen 
voraus".  —  Wähler  und  Abgeordnete  haben  ihre  Wahl- 
und  Stimmrechte  nicht  ^^als  ihr  eigenes  Recht,  dess^  Std* 
luog  in  ähnlicher  Weise  zu  beurteilen  wäre,  als  die  des 
erblichen  Subjekts  der  königlichen  Gewalt",  Diese  Schein- 
xedite  sind  vielmehr  der  bloße  Reflex  objektiver  Rechts* 
Sätze.  So  findet  Gerher  den  eigentlich  juristischen  Gedanken 
der  Volksvertretung  „am  besten  ausgedrückt  durch  ein  Wahl- 
gesetz . .  in  welchem  die  Grundsätze  bestimmt  werd^ 
nach  denen  die  ständischen  Rechte  einer  Person  in  vor&ber- 
gehender,  ganz  periodischer  Weise  verliehen  werden".  Die 
Volksvertretung  als  Ganzes  hat,  juristisdi  g^omm^  übw- 
haupt  kein  Dasein.  Die  objektiven  Rechtssätze,  die  den  ein- 
zelnen Wählern  einzelne  Befugnisse  vorübergehend  zuge- 
stehen, täuschen  nur  dem  juristisch  ungeübten  Auge  den 
Sdiein  eines  solchen  Daseins  vor.  Und  diese  periodisch  ver- 
liehenen Rechte  haben  auch  nur  eine  rein  negative  Bedeutung, 
nämlich  die,  der  Ausübung  der  staatlichen  Rechte  durch  den 
Fürsten  eine  Gr^ize  zu  setzen.  —  „Die  staatsrechtii^ 
Stellung  eines  Untertanen  —  so  sagt  Gerher  daher  ausdröck- 
lich  —  ist  die  eines  staatlich  Beherrschten  und  mit  diesem 
Bi^rifie  v<^tändig  braeichnei"" 

Wahrlich  ein  seltsames  Resultat !  Der  sittliche  Organis- 
mus des  Staates  ist  erst  dann  juristisch  erfaßt,  wenn  man 
ihn  auf  das  Sdbema  des  sittlidien  Reicl^  g^rai&t  hat 
Der  Monarch  ist  der  alleinige  Inhaber  der  Staatsgewalt,  er 
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allein  hat  wahrhaft  eigeiM  Rechte,  er  allein  äbt  die  positive 

Funktion  der  Herrschaft  aus.  Juristisch  betrachtet  gibt  es 
keine  Staatsbürger,  die  Untertanen  stehen  juristisch  dem 
Souverän  als  homogene,  beherrschte  Männer  gegenüber.  Es 
„müsseij  alle  aus  dem  Leben  des  Staatsorganismus  her- 
vorgehenden Kräfte"  an  die  juristisch  einzig  vorhandene 
„Person",  an  die  des  Souveränes,  angeknüpft  werden,  wenn 
man  ihrer  juristisch  Herr  werden  will.  Der  staatliche 
Organismus  soll  —  das  ist  das  Resultat  —  zustande 
kommen  und  sich  verwirklichen  in  und  durch  Rechts* 
formen,  die  alle  Charakteristika  des  sittlichen 
Reiches  aufweisen. 

£s  kann  und  darf  nicht  geleugnet  werden,  daß  der 
methodische  Grundgedanke  Gerhers,  nach  dem  die 
Lebensverhältnisse  von  den  Rechtsbegrifien  nicht  in  ihrer 
Totalität  erfaßt  und  in  sie  auf genommffli  werden,  zutreffend 
ist.  Aber  das  muß  verlangt  werden,  daß  das  Prinzip  ge- 
zeigt wird,  auf  Grund  dessen  die  Rechtsbegriffe  dieses  Be- 
dürfnis nicht  haben,  und  nach  weichem  sie  einzelne  Seiten 
aus  der  Gesamtheit  der  Lebensverhältnisse  herausheben. 
Es  muß  der  spezifische  Aussonderungsgesichtspunkt  auf- 
gewiesen und  b^ründet  werden,  nadi  welchem  der  abstrakte 
Formalismus  des  Rechts  aus  der  konkiet^  Wirklichkeit 
des  Lebens  herauswächst.  Nach  Ausführungen  hierüber 
werden  wir  bei  Gerber  ebenso  vergeblich  suchen,  wie  bei 
Zöpfly  ja  wie  bei  Savigny,  Puchta  und  8tahly  die  dies^ 
methodischen  Gedanken  für  das  Privatrecht  zur  Geltung 
brachten.  —  In  diesem  grundsätzlichen  Mangel,  den  diese 
Autoren  auf  die  heutige  Zeit  vererbt  haben,  liegt  es  be* 
gründet,  daß  Gerbers  Staatskonstruktion  ebenso  mißlingen 
mußte,  wie  die  Zöpfls  und  Zacharias. 

Sie  alle  stellen  sich  das  rein  begrifflich  gemeinte  me- 
thodologische Prinzip  der  Sonderung  der  Lebensverhältnisse 
von  den  RechtsbegrifEen  zugleich  zeitlich  und  räumüch  vor: 
als  ob  das  Redd  zu  fertigen  Leb^isverhältnissen  von  außen 
hinzutritt  und  ihnen  gegenüber  lediglich  die  Funktion  „so- 
zialer Schrankenziehung"  erfüllt   Es  war  dies  der 
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Redbtebegriff  des  Naturreehts,  wdich^  von  der  Vorstellung 

ausging,  daß  das  Recht  lediglich  die  Aufgabe  habe,  die 
„natürliche  Handlungsfähigkeit  der  Individuen'*  zu  be- 
sdirank^  und  im  Interesse  ^n^  Koexistenz  vidter  sdcher 
natürlicher  Handlungsfähigkeiten  einzudämmen.  Nur  wenn 
es  uns  gelingt,  das  Vorhandensein  dieses  Rechtsbegriffes 
bei  Gerber  nadizuweisen,  nur  äaam  kömi^  wir  nut  Fug 
behaupten,  daß  wir  ihn  verstanden  haben.  Ohne  diesen 
Rechtsbegrifi  wären  aUe  seine  Ausführungen  die  barste 
Willkür. 

In  der  Tat  sagt  Gerher  von  dem  Königtum:  „Der  Be- 
griff des  Königtums  gehört  nur  teilweise  in  das  Gebiet  des 
Rechts  .  . .  £r  ist  ein  fertiger  Begriff,  ehe  er  in  das  Ge- 
biet des  Rechts  hineintritt,  ein  jenseits  der  Grenze  des- 
selben fertig  gewordener  Tatbestand,  den  das  Recht  ledig- 
lich mit  der  Wirkung  ei^ireift,  daß  es  ihn  für  einen  redii^ 
lieh  anzuerkennenden  erklärt".  —  Das  Königtum  ist  dem- 
nach für  Gerber  eine  vor  und  unabhängig  von  allem  Recht 
g^ebene  Tatsache,  dem  sich  das  Recht  nur  „nähert",  um 
es  zu  begrenzen.  Es  ist  also  in  der  Tat  der  Rechtsbegriff 
des  Naturrechts,  der  hier  zur  Anwendung  gekommen  ist: 
nur  daß  er  nidit  mehr  auf  die  natürlichen  Handlungsfähig- 
keiten der  vielen  Individuen,  sondern  auf  die  naturUdfe 
Handlungsfähigkeit  des  einen  Souveräns  bezogen  wird. 

Nun  wird  es  auch  klar,  wie  es  kommen  konnte,  daß 
die  juristische  Betrachtung  in  dem  Staate  nur  das  Schema 
des  sittlichen  Reiches  wiederfand.  Denn  juristisch  ist  für 
diesen  Rechtsbegriff  nur  die  Betrachtung,  welche  eine  Be- 
grenzung und  l^chränkung  vorhandener,  an  sidi  unbe- 
schränkter Tatbestände  nachweist.  Jetzt  begreifen  wir  auch, 
warum  den  Untertanenrechten  nicht  derselbe  Charakter,  wie 
denen  des  Königs  zukommen  konnte,  warum  der  Inhalt 
dieser  Rechte  nur  ein  negativer  und  beschränkender  sein 
konnte.  Es  hat  sich  somit  auch  bei  Gerber  herausgestellt, 
daß  sein  modemer  Organismusbegrifi  es  noch  mcht  ver^ 
mocht  hat,  das  alte  Einheitsprinzip  des  18.  Jahrhunderts 
aus  dem  letzten  Schlupfwinkel  zu  vertreiben.  Dieses  alte 
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Einlieitsprinzip  jführt  auch  bei  ihm  nicht  nur,  wie  es  zu- 
nächst schien,  lediglich  ein  Dasein  in  der  begrifflichen  Welt 
der  juristischen  Konstruktionen,  sondern  es  ist  in  diese 
aus  der  Welt  der  Wiitiichkeit,  aus  der  Gerher  es  zu  Un- 
recht verdrängt  zu  haben  glaubte,  eingeströmt.  > 
Trotz  aller  dieser  Unstimmigkeiten  und  Widersprüche 
gehört  aber  Gerbers  Schrift  über  öffentliche  Rechte  zu 
den  wertvollsten,  interessantesten  und  auch  förderlichsten 
Schriften  der  Staatslehre  des  19.  Jahrhunderts.  Die  orga- 
nische Auffassung  hat  das  gesamte  Staatsbild  mit  einem 
frischen  und  bis  dahin  seltenen  Zuge  belebt.  Es  wird  uns 
vor  allem  immer  wieder  wohltuend  berühren,  wie  Gerher 
an  den  eigenen  dürftigen  Resultaten  keinen  Gefallen  finden 
konnte,  und  wie  er  selber  fühlt,  daß  eine  wirklich  organische 
Konstruktion  „nur  sehr  unvollständig  erwartet  werden  kann" 
in  einer  Zeit,  in  welcher  „die  Elemente  des  Staatslebens 
in  unklaren  Wogen  und  trübem  Flusse  begriffen  sind". 


X. 

Das  kritische  Werk  mußte  und  konnte  also  von  neuem 
begonnen  werden.  —  Gerher  hatte  die  juristische  Persön- 
lichkeit des  Staates  abgeldlmt  nur  wegen  der  privatrecht- 
lichen Fassung,  die  er  bei  diesem  Begriff  für  wesentlich  hielt. 
Es  mußte  daher  noch  die  Frage  erhoben  werden,  ob  sich 
die  Kategorie  der  juristischen  Persönlichkeit  nicht  auf  eine 
breitere,  für  privates  und  öffentliches  Recht  frachtbare  Basis 
stellen  ließe.  Diese  Frage,  die  freilich  schon  von  Alhrecht, 
Scfmitthenner  und  Bhtntschli  bejaht  worden  war,  stellt  von 
neuem  Josef  Hdä. 

Er  findet  den  Grundgedanken  der  juristischen  Persön- 
lichkeit darin,  daß  „der  menschliche  Gedanke"  nicht  auf 
rein  individuelle  Zwecke  beschränkt  bleibt,  sondern  „über 
das  individuelle  Vermögen  und  Leben"  hinaus  „Geltung, 
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Anerkennung  und  Erhaltung"  fordert,  —  daß  also  überall, 
wo  zum  Dienst  einer  solchen  überindividuellen  Idee  „ein 
besonderes  Vermögen"  „ausgeschieden"  wird,  dieser  Idee 
zur  natürlichen  Rechtssubjektivität  nur  noch  das  Moment 
der  äußeren  Erscheinung  fehlt.  Eine  juristische  Person  ist 
nach  Udd  somit  nidits  weiter,  als  der,  „weil  logisch  not- 
wendige, darum  auch  nicht  willkürlich  erfundene  Ersatz 
der  individuellen  menschlichen  äußeren  Erscheinung"  für 
den  Dienst  eines  solchen  überindividuellen  Gedankens.  — 
Unter  diesem  Begriff  der  juristischen  Person  trägt  er  kein 
Bedenken,  den  Staat  zu  subsumieren.  Er  ist  ihm  eine  juri- 
stische Person  „in  dem  Sinne  einer  rechtlich  subjek- 
tivierten  sittlichen  Idee",  die  dadurch  Realität  erlangt, 
„daß  der  Mensch  oder  die  Menschen,  welche  sie  repräsen- 
tieren, dadurch  selbst  wieder  eine  neue  persona  neben  ihrer 
rein  individuellen  Persönlichkeit  erwerben,  deren  Wesen 
aber  in  der  Pflicht,  diesen  Gedanken  stets  auf  das  ge- 
treueste  unter  Ausschluß  ihrer  rein  individuellen  Neigung 
zu  realisieren,  und  deren  Nebensache  in  dem  hierzu  er- 
forderlichen und  gegebenen  Recht  besteht". 

Diese  Begriffsbestimmung  enthält  in  nuce  die  gesamte 
Staatsauffassung  von  Uddy  deren  Angelpunkt  eben  dieser 
Begriff  der  Pflicht  ist 

Die  „beständige  Bewegung  und  Tätigkeit",  die  nach 
UeUL  „das  Wesen  des  Staates  als  eines  lebendigen  sittlichen 
Organismus"  ausmacht,  wird  bestinmit  und  geleitet  durch 
die  Pflicht,  die  Idee  des  Staates  zu  erfüllen  und  durch  deren 
Betätigung  von  Seiten  aller  Glieder.  Die  juristisdie  Koa- 
strcdktion  beruht  nach  ihm  darin,  diese  Bewegung  und  Tätig- 
keit als  Pflichten  zu  begreifen.  Dieses  Konstruktionsprinzip 
nimmt  ebensowenig  wie  das  Geri^'sche  alle  den  staat- 
lichen Organismus  ausmachenden  Seiten  in  die  juristischen 
Begriffe  auf.  Aber  es  ist  ein  ganz  anderes  Prinzip,  als  das 
Gerhers;  es  ruht  auf  einem  ganz  anderen  Rechisbegriffe: 
nämlich  auf  der  Einsicht,  daß  nur  gemeinsame  Pflichten 
verbinden  und  zur  Einheit  zusammenfügen.  Nicht  auf  die 
Beschränkung  natürlicher  HandlungsfähigkeitMi  konunt  es 
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bei  diesem  RechtsbegrifE  an,  sondern  auf  ein  Zusammen- 
ordnen, ein  konstituierendes  Aufbauen.  — 

Aber  der  lebendige,  sittliche  Organismus,  dessen  Dar- 
stellung und  Verwirklichung  dieses  System  von  Pflichten 
dienen  soll,  ist  nicht  der  moderne  Organismus  Kants  und 
Megels,  scmdem  er  unterseheidet  sich  in  nichts  von 
Stahls  sittlichem  Reiche.  Die  Idee  des  Staates  bedarf 
bei  Held  einer  einheitlichen  Repräsentation  und  Dar- 
stellung in  einer  souveriuien  Persönlidikeit  Die  Pilicht  des 
Souveränes  wird  nur  dem  Höchsten  gezollt,  während  er  seiner- 
seits die  Zentralstelle  bildet,  welche  die  Pflichten  der  anderen 
heischt  Infolge  der  Tom  Souverän  ausgehenden  „Auffor- 
derung" und  „Herbeiziehung**  bleibt  er  für  alle  Tätigkeiten 
immer  die  „Ursache*',  auf  welche  sie  juristisch  bezogen 
werden  müssen«  Mdd  geht  so  weit,  daß  er  selbst  die  Pflidit* 
erfüllung  der  Volksrepräsentation  konstruiert  als  „um  des 
ganzen  Staates,  also  auch  um  des  Regenten  willen",  ge- 
schehen. So  wird  bei  Mdd  auch  die  Volksiei>räsentati<Hi 
nichts  als  „ein  Organ,  welches  der  Souverän  .  .  .  zur  Er- 
füllung seiner  Regentenpflichten  ...  zu  gebrauchen  ge- 
hallt ist''. 


XL 

Die  Aufgabe,  den  modernen  Staat  Termittelst  eines  iiu>- 

demen  RechtsbegrifEes  und  eines  modernen  Organismus- 
begriffes zu  erfassen,  ist  also  auch  Held  nicht  gelungen. 

Zur  Eneichmig  dieses  Ziel^  hat  Cferber  in  seinen 
„Grundzügen  eines  Systems  des  Deutschen  Staatsrechts** 
noch  einen  zweiten  Anlauf  genommen.  Er  hat  die  Unmög- 
lichkeit, von  seinen  ursprfinglichra  I^ämissen  aus  zum  Ziele 
zu  gelangen,  selbst  eingesehen.  Jetzt  geht  auch  er  von. 
dem  Begriffe  der  Juristischen  Person  aus,  den  er,  wie 
BiuntBdUi,  als  korporatiTe  Gesamtpersönlichkeit  auf  ^ne 


Qmbet.  Gierfce. 


für  Privatrecht  und  Staatsrecht  gemeinsame  Grundlage  zu 
stellen  gelernt  hat.  Der  unendlich  wertvolle  Ertrag  ist  außer 
einer  Yertieften  Konstruktion  zahlreicher  einzelner  Institute 
der  Rechtsbegriff  des  Organes,  nach  welchem  BluntschU 
vergebens  gesucht  hatte.  Der  Monarch  ist  als  höchstes  Or- 
gan jetzt  ganz  in  den  Staat  gestellt^  und  die  Volksvertie- 
tung  steht  als  ebenso  „elementares*'  Organ  neben  ihm. 

Aber  das  letzte  Wort  hat  Gerher  auch  jetzt  nicht  mehr 
sagen  können.  Er  hatte  sich  in  der  Riditong  des  monarchi- 
schen Prinzips  zu  fest  gelegt,  um  bei  diesem  zweiten  An- 
lauf seine  ganze  Vergangenheit  vergessen  zu  können.  Trotz 
des  glücklich  gefundenen  Organbegrifies  ist  auch  jetzt 
seinen  juristischen  Konstruktionsbedürfnissen  erst  Genüge 
geschehen,  wenn  die  gesamte  Staatsgewalt  als  im  Souverän 
vereinigt  erwiesen  ist  Das  Endresultat  über  die  Volks* 
Vertretung  bleibt  auch  jetzt  noch^  daß  sie  „keinen  Teil  der 
Staatsgewalt  zu  eigener  Ausübung  überkommen"  habe.  Ihre 
Bedeutung  soll  sich  darin  erschöpf^  daß  auf  einigen  Ge- 
bieten der  Wille  des  Monarch^  erst  dann  „zu  rechtlicher 
Existenz"  gelangt,  „wenn  er  .  .  .  den  Willen  der  Landstände 
in  sich  aufgenommen  haX'\ 

Gerber  hatte  eben  danui  festgehalten,  daß  die  Oi^anis- 
musqualität  des  Staates  von  der  juristischen  Konstruktion 
streng  fern  zu  halten  sei;  und  so  mußte  überall  sein  Rechts- 
begriff, der  die  vor  allem  Recht  fertige  und  von  ihm  ledig- 
lich anzuerkennende  natürliche  Handlungsfähigkeit  eines 
Monarchen  zur  Voraussetzung  hat,  mit  allen  sein^  unglück- 
lichen Kcmsequenzen  wieder  zur  Geltung  gelangen. 


m 

Um_  aus  allen  diesen  UnvoUkommenheiten  herauszu- 
kommen, bedurfte  es  ein^  neuen  und  vertieften  A.uf* 
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fassung  der  Rechtsidee,  die  sich  nicht  in  sozialer 
Schrankenziehung  erschöpft,  sondern  die  positive  Aufgabe 
hat,  aufzubauen,  zusammenzuordnen  und  einen  ge- 
rechten Zustand  des  gesellschaftlichen  Lebens  zu  konsti- 
tuieren.  Es  mußte  femer  der  moderne  Gedanke  der  or- 
ganischen Einheit  in  die  juristische  Konstruktion 
selbst  aufgenommen  werden,  wie  Stahl  und  Mdd  mit 
dem  alten  Organismusbegriff  getan  hatten.  Denn  gerade 
die  moderne  organische  Idee  ist  fähig  und  dazu  bestimmt, 
das  Ausleseprinzip  zu  bilden,  nach  dem  die  staatsrechtlichen 
Begriffe  aus  der  bunten  Fülle  des  Lebens  zu  bilden  sind. 

Diesen  großen  Schritt  hat  Otto  Gierke  getan.  Und  seine 
bedeutsamen  Werke  dürften  gezeigt  haben,  welche  gesunde 
Kraft  dem  modernen  organischen  Gedanken  innewohnt,  der 
zwar  eine  Zeitlang  durch  die  Spielereien  mancher  Organo- 
logen  kompromittiert  war,  aber  seine  werbende  Kraft  gewiß 
nicht  verlieren  wird,  so  oft  es  gilt.  Verflachungen,  Ver- 
dunkelungen und  Rückbildungen  des  modernen  Staatsge- 
dankens abzuwehren. 


C.  F.  Wintersche  Buchdruckerei. 


INTENTIONAL  SECOND  EXPOSURE 


'^2  ßegrill'  des  Organismus  in  der  Staatslehre. 

fassuug  der  Roclitsiclcc,  die  sich  nicht  in  sozialer 
Schrankeiizi(^hnnc!  (m-s(  lir>|)lK  srnideni  die  positive  Aid^^alie 
hal,  au  1  /  II  Ua  II  <Mi ,  ziKsa  in  m  cii  z  un  rdnen  und  einen  ge- 
rechlen  Zustand  des  gesellschaftlichen  J.ehens  zu  konsti- 
hiieren.  Es  mußte  fernei  der-  tnoihM'iie  (ledanke  der  or- 
g;inisi-lie]i  Kinheit  in  die  jurisliscJie  Konslrukliun 
seihst,  aufgenommen  werden,  wie  Stahl  und  Held  mit 
dem  alten  Organismushegriff  getan  hallen.  iuMin  geraih* 
di(^  iiindtMiic  organisch)'  Idee  ist  ialii*^  und  dazu  heslinunt, 
das  xVusleseprinzip  zu  hilden,  nach  dem  die  staatsrechthehen 
Begriffe  ans  der  hunten  Fülle  des  Lehens  zu  hildeii  sind. 

hif'scn  großen  Sclirill  hat  üllo  ('irrke  getan.  Und  seine 
[»edeutsamen  Werke  dürften  gezeigt  hahen,  welche  gesunde 
Kraft  dem  modernen  organischen  Gedanken  innewohnt,  der 
z\v;jr  ein(^  /(Mllan*^  dun*h  die  Spielereien  mancher  Organo- 
logen  kompromittiert  war,  aher  seine  werbende  Kraft  gewiß 
nicht  verlieren  wird,  so  oft  es  gilt.  Verflachungen,  Ver- 
dunki^lun^cn  und  lUickhdduugeii  des  modernen  Slaatsgc- 
dankens  abzuwehren. 


e.  P.  Wintersehe  Buchdruckerei. 


CatI  Winters  ltnit)errttäts&ud)I^an6Iuttg  in  V/eibelbcvg. 


im  (BrogI)ctr5ogtum  Baben 

in  ben  34^ren  1850—1890. 
Jiigletcl)  ein  Beitrag  jur  bemfd^en  SinanipoUtii 

tK>n 

*  ■ 

Dr.  Zbolf  Bud)enberger, 

£es,-8*.  3n  £etttpani>banb  gel»,  7  VflL 

^P'  -"^'^rt  liegt  in  ber  lid>tvoüen  anb  fdilicljten  Vatmanq  bes 
^nmiaiun^9{^angts  ber  baWfdjen  5man.5en,  meldte  3u  einem  „aultttrW&«  aüer  ^ortfcf^rittc  Des 

ber  DarileUung  tbres  (Segenjianbes  über  bcn  babifd?en  ßorijont  übert^aupt.  gnnäAii  buicb  bie  ^n^- 
fafjrungen  aber  bas  KcttJsflnÄttSWefen  anö  b»«  Ha<^5fhum5reform ;  was  Bucbenberger  auf  menigcn 

^^e  üi>cvv>ciiun^en ,  bie  Äei^sf^^^enttlguttösacfc^e, 
tcnSetncbs^nb  bcs  Heidjes  bar)teUcnb  unb  fritifdj  ausfül?n,  burd?  Klarbeitr^infacfbett,  SaAli^Fcit 
unO  Äärj»  eine  mufterbafte,  3ur  2lufflärung  tu  toeiteften  Kreifen  Dorjüglicf)  geeignete  Ceit^ung.  ßöcfaa 
bead?tensn>ert  aus  bcm  mimbe  eines  Sfnatsmannes,  meld^er  in  bcr  Pereiniguiuj  i)on  gefunbem  IHenfAen. 
ücrilanb  nut  grunMi^ct  liaaUroiiTenid^aftlii^er  iJilbang  unb  umfaffenbi^er  üermaltungserfabrung  pon 
fctnent  jtucitcn  »etttn^en  fiberteoffen  unb  nor  t>on  wniaen  Bernfsgenoffen  erreictyt  fein  burfte  ti>  ijeirer 
Die  5tenungnaf?me  gegen  bie  neuere  ftaatsfo.^iafirtikr:  lui^i  fonfhöie  genannte  «Diergefdjdfrigfeit"  bes 
S^^^If-^^"^*^  ~  ^-^  ^udjenbergerifdje  Steuerreform  für  öo^en,  meldje  an  (liefe  toabrbaft  roifFen. 
n?:  Ir^l  ^^^i^Vtion  unb  m  genialer  ^(npaffnng  an  Me  5teiiergefd?td?te  unb  an  bie  befonbecen  Der« 
bdltntffe  bes  gegebenen  Staates  ber  Steuerfunrt  n.  miquels  m.  fld?  fühnlid?  an  bie  Seite  üeUen  borf 
fommt  t^ier  bis  in  iljre  neuej^e  pbafe  Ijincin  bure^  il^ren  Uxltebcv  felbft  3U  porsü^adjer  tlatl 


im  mobemen  beutfc^en  Qtaateved^t 

von 

Dr.  jur.  tl>4ltber  Öc^önborn. 

\.60  TOS. 

j..  r?"  Öf3"ff  öes  ©bernuffiiijjsredjfs  bes  Staates  t»ar  öer  dltercn  Citcrafur  tüdjt  frcm^  X>ie  Staats- 
lEr'-,  Iv"  N  *  .  pohjet^aat  bcfdjäftigte  bas  problem  oiel.  JlncJ)  nod,  in  bec  etften  ßälfie  bes 
1%  3al?rbunbcrts  fonimt  ber  Begriff  in  ben  SrPemen  bes  Deutfd,en  Staofswdjte  vor,  tte  er  AliefiliA 
•'-""L^'üi  ^""^  i*'"  wk^nin  bie  „euere  fite^mur  ei? 

a««2rt^«r^!fÄ  n  7  Oertia^tnifTen  einen  betedjtigten  piaß  gefunben  Ijat.  Biei> 

»wJHMfig  fucjt  ber  Derfaffer  m  ber  fefir  gefdfirft  unb  hitifdj  angelegten  Jlrteit  t^oAjumrifen  Don 

«ffBÄ^rL^^fÄ' T^^^,?!''  '"i"™*  Subbern  Ergebnis,  ba§  T^Ternm  ©ber 

anfjldjtsrec^t  b«s  Staates  im  eigentlit^en  Stnne  nur  nod,  gegenüber  ben  (Trägern  öaaUiAer  fflraans. 
^alfang  getprodien  n,erben  fann.    >!  Mnfdjlug  baran  l»W>  Äl,anbelt,  meI<J,e  W>  OerioS«. 

me^r^etten  bes  tnobernen  beat)djen  Staates  als  Staatsoraanr  oelten  md&n  mb  W  lu^ahL 
Shuttts  ttof  »cm  «eUetc  ber  Organauffic^t  fiel?  erjJrerfw.«  »"»       »«t  tu  uutm  Ms 


(Earl  tPintcr'5  Unxvcv^itätshndtl}anblnns  in  ^ei^el&crg. 


©ae  ^tä)t  übet  ftd)  felbft 

gr.  8*.  3  Ulf.  ^ 


Dr.  tDajc  @alomon, 

gt«  8*.  2  XRf. 

j3n  eine«  f^W^ti*  fluten  3)arf!e0unfl  fud&t  bcr  !5rtfancr  tom  ©oben  bec  $J)i(ofortle  aug  eine 
aSetticfung  ber  iurifHfdjen  Söcgriffc  ju  fleioinnen.  gufeenb  auf  ben  Ätbelten  bon  «ipat^er  unb  SRabbru^ 
texfuijt  er  äunät^ft  eine  ffiefinltlon  be«  SBorteS  •SHe^täbegriff».  er  lommt  nc*  einer  längeun  btateftifit- 
toglMm  nnictfii4a«g,  in  ber  et  eine  «ttfc4I  bcm  «a^iutißeit  fions  ftcn^bet  »egriffe  auS  bc«  «c* 
biete  bet  f  bUöfoMie  ftetanatc^t  unb  üertoertet,  ju  einer  ©cbclbunq  jmifdöen  folgen  KeifitSfacgriffen,  bie 
giei^tSnormcn  junt  ©egenftanb  babcn,  unb  folgen  med&lSbegriffen,  ble  in  ben  IRe^täfägen  enthalten 
linb  unb  bie  S)infle  be§  SRec^tS  felbft  unmittelbor  au  erfafjen  fuc&tn.  Jftur  bie  Ie|teren  me^tfibcgrlffe 
eni^lct  et  a»  f))esifif(|>e  Jaegriffe  cinev  9Mt»»inc(rft(aft  im  tva^ceii  Gitfitt  bei  fSßort».  eic  finb 
Um  olIclB  bie  Scfiriffe,  i^on  beimt  bU  K^tSlpiffnif^ft  ein  e^ltai  ift/  O^Oim^  WmMUm 


dm  Jic})u  von  öen  XDittfc^afteJcifen 


Dr.  phil.  (Dtro  Äarmin, 

liceuci^  es  scieuces  sociales,  prlpatbo3ent  an  ber  Unioerfitdt  (Senf. 

er.  8**.  2  Ulf. 

Unter  ben  aabtreii^en  64riftcn  über  bie  ilrifen,  au  benen  bie  le^te  aBlrtfcbaftSlrife  SBeranlaf« 
fmtg  gegeben  bat,  mbcbte  t«  eine  fteine  64rift  bei  «knfet  Vtitwftbi^enten  9)t.  O.  Ü.:  3ttt  84re  toon 
ben  iBittf4afttfnfen«  bem  bolfsmittftbaftli^en  $ratttler  gona  befonbetft  em))fe^Un.  »$a»  Sc^riftc^en 
gibt  in  beiDunbcrnStoerter  ^räjlfion.  Äorrcttbcit  unb  Änappl^cit  einen  f^fieniatif<ben  Überblid  ber 
S^eorien  ber  JlBirtfc^aftSIrifen,  mie  fle  bon  ben  angefebentn  Stutoritäten  oUer  Sänbcr  oufgefteat  lootben 
finb,  unb  entölt  eine  fcbr  ftberfl*tU*e  aabeBe  fl6ev  bü  »ittf^aftSfrifen  l«19.  Sa^vbnnbert  tn  9nfi« 
lanb,  9nmYeei«  vnb  ben  Seretnigten  etaatcn  in  (bronologifiber  anorbnung,  fotoie  eine  Beittafel 
fämtlic^er  ^unger§n5te,  bie  in  ber  miffenftJ^aftUc^en  Siteroln«  ctM(nt  finb»  SDoi  Heine  C^fUtcn 
ift  otfo  ein  aona  anSflCiei^neteg  äTitttel  aur  Orientieruna*"  .  * 

(Dr.  «lenicnS  8(i6  in  8«Uit»irtHnft04e  Blft^   19Q5.  9far.  ftl.) 


C  j.  tOinterfdre  ^nc^bnufetei. 
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